
gegangen sei, also jetzt keinen besonderen Gerichtsstand als

Gräfin von Aldenburg mehr anzusprechen habe.

IX.

Nachweis, daß die Rechte, welche das Aldenburgische

Grafcndiplom von 1653 verliehen hat, auf die dcrmaligen

Grafen Bentinck nicht übergegangen sind.

8 91.

t) Die Behauptung des P özl'schcn Gutachtens, daß die persönlichen Rechte
aus dem Aldcnbnrgischcn Grafcndiplom von 1653 auf die Grafen
Bentinck übergegangen seien.

Das Pvzl'sche Gutachten S. 108 sucht sodann auszu¬

führen, daß die Rechte des Mannsstammes der Grasen

von Aldenburg auf die weibliche Linie Aldenburg-

Bentin ck übergegangen seien. Es wird deshalb zuerst be¬

hauptet, daß die Ehe der Erbgräfin Charlotte Sophie

von Aldenburg und des Grafen Wilhelm Bentinck

eine standcsmäßige gewesen sei. Dies wäre nach den

Grundsätzen des Reichsstaatsrechts durchaus nicht richtig,

wenn man unterstellt, daß die gräflich von Al den bürg ische

Familie zum hohen Adel gehört habe: denn da der Gras Wil¬

helm Bentinck seines einfachen Grafcndiploms von 1732

ungeachtet notorisch doch immer nur zu dem Niedern Adel ge¬

rechnet werden konnte, so war die Ehe unter obiger Unter¬

stellung offenbar eine unstandesmäßige:") jedoch hat es

für den vorliegenden Fall keine praktische Bedeutung, hier¬

über zu streiten, weil die gedachte Ehe doch nach der mil¬

deren Ansicht, welche man — insoweit mit dem Pözl'schcn

Gutachten übereinstimmend — für dic richtigere halten muß,

keine notorische Mißheirath war, also jedenfalls das

*) Vergl. oben § 88 u. 9t.
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Successionsrccht der daraus erzeugten Kinder nicht in Abrede

gestellt werden kennte. Standcsmäßig aber kann die Ver¬

bindung der Erbgräfin Charlotte Sophie von Alden¬

burg mit dem Grafen Wilhelm Beut inck allerdings un¬

ter der Voraussetzung genannt werden, die bereits als die

richtige nachgewiesen worden ist, daß nämlich die Erbgräfin

Charlotte Sophie selbst nicht zum hohen Adel gehörte.

Richtig ist, daß die Besitzungen des gräflich Aldenbur-

gischen Hauses ans die aus der Ehe des Grafen Wilhelm

Bentinck mit der Erbgräfin Charlotte Sophie ent¬

sprossenen legitimen Dcscendcnten übergehen konnten und

übergegangen sind; und dies konnten sie um so mehr, als die

Agnaten des altgräflichcn Hauses Oldenburg dem nicht

widersprachen, und als alle diese Besitzungen, wie § 93 ge¬

zeigt wurde, hinsichtlich ihrer Vererbung keinen hohen Adel,

ja überhaupt keinen Adel des Erwerbers voraussetzten. Daß

aber anch alle Rechte des Aldenburgischen Hauses auf

die Dcscendeuten des Grafen Wilhelm Bentinck übergin¬

gen, namentlich auch jene Rechte, welche immer als besondere,

persönliche Rechte dem Aldenburgischen Hause und insbe¬

sondere dem Maunsstammc desselben in dem Grafeudiplome

von 1653 verliehen waren, dies ist nicht richtig. Ueber-

gchen konnten nämlich nach allgemeinen Grundsätzen nur jene

Rechte der Aldcuburgischen Familie, welche mit den Be¬

sitzungen selbst zusammenhängen, also die Ncgicrungs- und

andern dinglichen Rechte in denselben, und die familienfidei-

commissarischen Bestimmungen und was damit in Verbindung

steht, wie die Primogenitur. Die rein persönlichen Vorzüge,

namentlich der sogenannte Aldcnburgische Grasentitel und

Sitz und Stimme auf dem Reichstage, ist aber damit nicht

auf die Grafen Bentinck übergegangen, und zwar darum nicht,

weil diese Rechte nach dem Inhalt des Grafendiploms von

1653 selbst auf die Männer vom Weibe nicht übergehen,

oder doch wenigstens nicht ohne besondere neue That-

sachen übergehen konnten, welche letztere aber nicht ein¬

getreten sind.



s 95.

2) Erörterung des Aldenburgischen Grafendiploms von 1653:

s) Nachweis, daß ein „Grafcntitcl von Aldenburg" auf die Grafen

von Bcntinck nicht übergehen konnte, weil ein solcher in dem Di¬

plom von 1653 nicht enthalten ist.

Liest man nämlich das Aldenburgischc Grafendiplom
mit Aufmerksamkeit,so muß man Folgendes erkennen:

Ein „Ald enburgischcr" Grafcntitcl konnte schon um
deßwillcn nicht auf die Dcsccndenten des Grafen Wilhelm
von Bcntinck übergehen, weil überhaupt, wie oben 8 86
nachgewiesen wurde, gar kein Alden burgischcr Grafentitel
existirte, weil namentlichder Kaiser um keinen solchen gebeten
worden war und auch keinen solchen hatte verleihen wollen,
um nicht den legitimen Agnaten des altgräflichenHauses Ol¬
denburg oder Aldenburg einen Grund zu rechtsbegründe-
tcn Beschwerden zu geben. Es gab, wie oben gezeigt wurde,
auch nach Verleihung des Grafentitels in dem Diplome
von 1653 — für welchen Titel in dem gedachten Diplome ange¬
ordnet worden war, daß er mit einer neu zu erwerbenden Graf¬
schaft in Verbindung gesetzt werden solle, was aber nie geschehen
ist— staatsrechtlich doch nur einen „Freiherrn" von Al¬
denburg, und so heißt auch Anton I. im Grafendiplom von
1653 und im väterlichen Testamente von 1663, wie oben § 86
gezeigt wurde, immer nur Graf Anton, Freiherr von
Aldenburg. Wollten daher die Desccndenten des Grafen
Wilhelm Bentinck ihrem väterlichen Namen den Aldcn-
burgi scheu Namen beifügen, so mochten sie dies immer¬
hin des an sie erfolgten Uebcrgangs der Aldenburgischen
Besitzungen wegen thunz aber der Aldenburgische Name,
den sie mit ihrem gräflich Bentinck'schcn Namen verbin¬
den konnten, war nur der freiherrlich Aldenb u rgische
Name, da kein anderer auch nach dem Grafcndiplom von 1653
existirte, und hiernach auch von dem altgräflichcn und hoch¬
fürstlich Oldenburgischcn.Gcsammthause kein anderer als der
freiherrlich Aldenbnrgische Titel und Name aner¬
kannt zu werden braucht.
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Ii) Der qcmcinrcchtlichc Grundsatz „?emins est tinis ksmiliao^ hin¬

dert jeden Ucbergantz der sog. gräflich Aldcn burgi sch cn persön¬

lichen Vorrechte ans die Grafen Bcntinck.

Selbst wenn die Familie der Freiherren von Aldenburg

und somit auch die Ald enbnrgisch e Erbtochter Charlotte

Sophie wegen des sogenannten Aldenbnrgisch en Gra-

fcndiploms von 1653 zum hohen Adel gehört hätte — was

übrigens erwiesener Maaßen nicht der Fall ist — so würde

sich dieser hohe Adel nach dem allbekannten Ncchtsgruudsatz

„?emillil est ünis tumilige" nicht ans ihre mit dem Grafen

Wilhelm Bcntinck erzeugten Sohne haben verpflanzen kön¬

nen: denn diese Sohne als legitime Sohne des Grafen

Wilhelm Bcntinck mußten rechtlich dem Range und

Stande ihres Vaters folgen. Da nun ihr Vater, der

Graf Wilhelm Bcntinck, selbst nur ein einfaches Grafcn-

diplom von 1732 hatte und demnach, wie auch von rccla-

mantischer Seite nicht nur nicht bestritten/ sondern aus¬

drücklich zugegeben wird (siehe oben Z 83), nur Titu-

largraf war und nicht zum hohen Adel gehörte, so

können auch seine Desccndenten, wie hoch auch der Stand

ihrer Mutter gewesen sein möchte, und obschon sie von müt¬

terlicher Seite her die Erben des Ald enbnrgisch cn Fi-

deicommisses geworden sind, durchaus keinen höhern Adel

in Anspruch nehmen, als ihr Vater, der Graf Wil¬

helm Bcntinck, gehabt hatte. Die Richtigkeit dieses Grund¬

satzes vermag selbst das Pözl'sche Gutachten nicht in Abrede

zu stellen und erkennt ihn S. 116 ausdrücklich als „im All¬

gemeinen für richtig" an. Es glaubt aber das Gutach¬

ten in dem Ald enburgischcn Grafcndiplome besondere

Gründe gefunden zu haben, warum dieser Grundsatz im vor¬

liegenden Falle nicht Platz greifen könne oder solle, indem in

der Familie von Aldenburg von Anfang an bestimmt sei,

daß die Rechte des Mannsstammes auch auf die weibliche Nach¬

kommenschaft, d. i. ans die neue Familie, welche die weibliche

Dcscendenz gründen würde, übergehen. Das Pözl'sche Gut-
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achten findet es daher S. 110 wunderbar, sich auf jenen

Satz zu berufen, um daraus den Nichtübcrgang der gedachten

Ol dcnburgj scheu Rechte auf die Grafen Bcntinck abzu¬

leiten.

Gewiß hätte auch das Pözl'sche Gutachten Grund zur

Verwunderung, wenn irgend etwas von dem, was es voraus¬

setzt, in dem Aldcnburgischen Grafendiplomc von 1653 zu fin¬

den wäre. Da dies aber nun nicht der Fall ist, so wird das

Recht, etwas wunderbar zu finden, nunmehr auf die an¬

dere Seite übergehen dürfen, und dieselbe wohl zu dem Zweifel

berechtigt sein, ob der Herr Verfasser des Gutachtens sich die

Mühe genommen habe, das Aldcnburgische Grafcndiplom selbst

nachzulesen und es mit den übrigen Grafen- und Fürsten¬

diplomen, welche die deutschen Kaiser ertheiltcn, zu vergleichen,

oder ob derselbe nicht auch hier wieder deu Angaben der Wort¬

führer seiner Herren Quärentcn ein zu unbedingtes Vertrauen

geschenkt habe?

8 97.

o) Nachweis, daß das Aldcnburgische Grafcndiplom von 1653 buchstäb¬

lich keine anderen Bestimmungen über die Fortpflanzung des Grafen-

titcls und seiner Anhänge enthält, als wie sie sich in allen kaiserlichen

Fürsten- und Grafendiplomen finden.

Prüfet man aber den Inhalt des Aldcnburgischen Grafen¬

diploms, so enthält dasselbe in Bezug auf die weibliche

Descendenz des Grafen Anton, Freiherrn von Aldenburg,

durchaus keine andere Bestimmung, als wie sie in sämmt-

lichen, auch in den ein fach sten Grafendiplomcn, sogar auch

in dem Bentinck'schcn Grafcndiplom von 1732, buchstäb¬

lich übereinstimmend ebenso vorkommt; daß nämlich alle

seine ehelichen Descendcnten, männlichen und weib¬

lichen Geschlechts (Manns- und Frauenspersonen abstei¬

gender Linie), als rechtgcborne Reichs grasen und

Gräfinnen gelten und alle die im Diplom besonders auf¬

gezählten Vorzüge gebrauchen und genießen sollen. Davon

aber, daß von dem notorischen gemeinrechtlichen



Grundsätze, „lleminn est tiuis ksmilwe" eine Ausnahme
g emacht werden solle, daß eine Erbgräfin von Aldenburg ihren
Grafcntitel und was damit zusammenhängtans ihre weitere
legitime Desccndenz übertragen dürfe — davon ist in dem
Diplome von 1653 mit keiner Silbe die Rede. Wer dies
aus dem AldenburgischcnGrafendiplome herauslesen wollte,
müßte das Gleiche als den übereinstimmenden
Inhalt aller kaiserlichen Fürsten- und Grafendi¬
plome behaupten wollen, da diese in dieser Beziehung
durchaus gleichlautend sind — mit anderen Worten: man
müßte behaupten wollen, daß in jeder durch ein kaiserliches
Diplom erhöhten Familie der Grundsatz „bemiuu est tiuis ka>
Mise" eben durch das Diplom selbst ausgeschlossen
wäre, daß somit für alle durch kaiserliche Diplome in den
Fürsten- und Grafenstand erhobenen Familien der umge¬
kehrte Satz das gemeine Recht bilde: „lleminn non est llnis
kgmilise" — eine Behauptung, die zu absurd wäre, als daß
man sich dabei aufzuhalten nöthig hätte. Es wird doch Nie¬
mand glauben machen wollen, daß der Graf Anton Gün¬
ther von Oldenburg für seinen außerehelichen Sohn Anton
vom Kaiser Ferdinand III. irgend ein and eres Recht hätte
erbitten wollen oder erlangt hätte, als irgend ein deut¬
scher Kaiser irgend einem andern deutschen kurfürstlichen,
fürstlichenund gräflichen Hause ertheilt hat, und wofür auch
nicht ein einziges Beispiel beizubringen sein würde?
Die von den Sachwaltern der Herren Reclamanten er son¬
nen c Auslegung des Aldenburgischen Grafcndiploms, welche
der Herr Verfasser des Gutachtens sich angeeignet hat, würde
voraussetzen, daß die Worte „Manns- und Frauens¬
personen" im AldenburgischenDiplome in einem nie
erhörten Sinne genommen werden dürften, wofür aber
in dem Aldenburgischcn Grafendiplom ebensowenig irgend ein
Anhaltspunkt geboten ist, als eine solche Auslegung mit den
juristischen Znterpretationsregeln in Einklang gebracht werden
könnte. Nach den Regeln der juristischen Auslegungskunst
ist aber bei der Auslegung von Privilegien vornehmlich dar-



auf zu sehen, in welchem Sinne und Umfang dergleichen

Privilegien von der höchsten politischen Autorität überhaupt

verliehen zu werden Pflegen, es ist hierbei die rechtliche Vcr-

muthung in der Natur der Sache gegründet, daß der neu

zu Privilcgirende die Gleichstellung mit den bereits Pri-

vilegirtcn anstrebte. Insbesondere ist in dem vorliegenden Falle

gewiß, daß der Graf Anton Günther von Oldenburg für

seinen natürlichen Sohn Anton ein Grasendiplom nach dem

Vorbilde des Rantzau'schcn Grafendiploms von 1650 ge¬

wünscht und nachgesucht hatte;*) in diesem Rantzau'schen

Grafendiplvmc ist aber so wenig als in irgend einem anderen

Grafcndiplome von einer so exorbitanten, geradezu nicht nur

gegen das gemeine deutsche Recht, sondern gegen die Natur

der Sache verstoßenden Bestimmung die Rede, wie eine solche

von der Gegenseite behauptet werden will.

8 98.

6) Nachweis, daß gerade die besondere Bestimmung in dem Diplom von
1653, wodurch dem letzten Manne vom Manne in der Aldcnburgischen
Familie die Versendung des GrafcntitelS und seiner Anhänge durch
Testament oder Adoption erlaubt wird, die Geltung des Grundsatzes,
„beiuina est linis iumiliue" voraussetzt.

Ueberdies darf nicht übersehen werden, daß das Aldcn-

burgische Grafendiplom dem Grafen Anton, Freiherrn von Al¬

denburg, die Reichsstandschaft, wie oben gezeigt wurde, nur

als Personalistcu verlieh, daß dieselbe mit keiner seiner

etwaigen damaligen oder künftigen Besitzungen in Verbindung

gebracht und auf derselben als Realrccht constituirt wurde, daß

also daraus, daß die Besitzungen, welche der Graf Anton I.

hinterließ, soferne sie allodial waren, auf alle seine Desccn-

dentcn, auch auf die Töchter und die Nachkommen vom

Weibe übergehen konnten, noch kcineswcges folgt, daß auf

Weitläufig wird dies von der Gegenseite selbst erzählt in der Schrift:
Die gegenwärtige Lage des reichsgräfltch Aldcnburg-Bcntinck'schenRechts¬
streits, Berlin 1340, S. 54. Siehe auch oben S. 192.
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diese Letztgenannten auch die persönlichen Vorrechte, welche

das Diplom von 4653 gewährt, wie z. B. namentlich das

Recht, Sitz und Stimme ans dem Reichstag zu führen, über¬

gehen sollen. Dieß ist um so weniger anzunehmen, als in dem

Aldcnburgischen Grafendiplome nirgends eine Standcsmäßig-

keit der Ehen der Desccndentcn des Grafen Anton I. vor¬

geschrieben ist, also sehr leicht der Fall möglich war, daß

eine Erbtochter einen niederen Adclichen oder sogar einen

Bürgerlichen heirathcte,*) und daß sonach die Aldenburgi-

schcn Besitzungen unbestreitbar an eine von Vatcrsscitc her nur

niedere adeliche, oder sogar nur bürgerliche Dcscendcnz

vererben mußten, wie das crstcre durch die Vermählung der

Erbgräfiu Charlotte Sophie mit dem Frciherru Wilhelm

Bentinck wirklich geschehen ist, da dessen Grafcndiplom von

1732 notorisch denselben nicht in den hohen Adel versetzt hat.

Es ist nun schlechterdings undenkbar, daß der Kaiser bei Aus¬

fertigung des Aldcnburgischen Grafcndiploms der Meinung

sein konnte, daß die persönliche Rcichsstandschaft sofort

auf jeden Erben der Aldcnburgischen Besitzungen ohne

weiteres übergehen solle, obschon dieser im klebrigen an der

Sueccssion in diese Besitzungen und die damit verbundene Lan¬

deshoheit weder gehindert werden konnte noch sollte. Viel¬

mehr ergibt sich das Gegcnthcil klar aus dem Aldcnburgischen

Grafendiplome selbst,wo der Kaiser den Fall, daß der Al-

dcnburgischc Mannöstamm erlöschen sollte, voraussieht und dabei

wohl erwägt, daß hiermit nach dem gemeinrechtlichen, von

ihm auch in diesem Diplome nicht aufgehobenen Grund¬

sätze „llemina est ün!s kumilise", der Augenblick näher gerückt

wäre, wo mit einer Aldenburgischen Erbtochter, als dem letz¬

ten Weibe vom Manne, der Aldcnburgische Name und

zugleich der den Freiherren von Aldenburg verliehene Grafcn-

Daß dies nicht blos möglich, sondern wirklich geschehen ist, be¬
weiset das, was oben § 88 über die Verheirathungen der fünf Töchter
Anton'S I. angegeben worden ist.

Vcrgl. den Abdruck bei 1. 0. von Meiern, nola eomitiniia ka-
tisdon. I. I. x. 919, 91t.



titel, die zugesicherte Reichsstandschaft und das neu ausge¬

schmückte Wappen erlöschen würden und müßten, weil die Des-

cendenten der letzten Frau eben nach bekanntem gemeinen

Rechte keine Grafen von Aldenburg mehr sein können,

sondern in die Familie des Gemahles der Erbtochtcr ge¬

hören. Gerade für diesen Fall enthält nun das Aldcnbur-

gische Grafcndiplom eine kaiserliche Bestimmung, welche schlech¬

terdings unmotivirt sein würde, wenn nicht als deren unbe¬

streitbare Voraussetzung angenommen werden müßte, daß der

Kaiser selbst sein Diplom von 1653 nicht anders verstand, als

wie alle von ihm und seinen Vorfahren und Nachfolgern am

Reiche ausgegangenen Grafen- und Fürstcndiplomc auch zu ver¬

stehen sind — nämlich daß eine Erbtochtcr als kuis kämilise

zu betrachten sei. Diese Bestimmung, die nur unter solcher

Voraussetzung verständlich und begreiflich ist, ist, daß dem

letzten Manne vom Al denburgischen Mannsstamme,

wenn er gleich eine oder mehrere Töchter (Erbtöchtcr) hat, das

Recht verliehen wird, „ungeachtet" des Vorhandenseins

solcher Erbtöcht er (die also, ganz den vorhergehenden Be¬

stimmungen des Diploms gemäß, auch hier als an sich zur

Succcssion, zur Führung des gräflichen Titels und Wap¬

pens, und zur Rcichsstandschaft berechtigt anerkannt werden)

„beliebig einen jeglichen aus dem Geschlecht der von

„Aldenburg oder einen Andern" durch letzten Willen oder

unter Lebenden „zu adoptiren, auch demselben den Gra-

„fentitel, sammt allen dessen Präcminenz, Ehr und Wür¬

digkeit zu testiren und zu verschaffen ... jedoch soll mchrbc-

„sagter Graf Anton, Freiherr zu Aldenburg, Edler Herr zu

„Varel, dessen Erben und Nachkommen denjenigen, so sie ins¬

künftig zu adoptiren, und zu Erben zu instituiren gesinnet,

„Uns und Unseren Nachkommen am Reich vorher namhaft zn

„machen schuldig und verbunden sein."

Offenbar ging der Kaiser hier von der Ansicht aus, daß

mit der Erbtochter (als buris fmiülme) der dem Grafen An¬

ton I. für sich und seine ehelichen Dcscendcnten, Manns-und

Frauenspersonen, verliehene Grafentitel und persönliche Reichs-
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standschaft erlöschen müsse, und gerade um dieses Erlöschen zu

verhüten, um dem Grasen Anton I., oder seinem letzten männ¬

lichen Desccndenten die weitere Vererbung der verliehenen

Grafenwürdc und ihrer Anhänge m ögl ich zu machen, und

augenscheinlich um denselben in den Stand zu setzen, aus einen

Schwiegersohn oder auf den Sohn einer Erbtochter u. s. w.

die gräfliche Würde mit ihren Anhängen übertragen zu kön¬

nen, wurde die obige ganz besondere Erlaubniß, über den

Grafentitel und dessen Anhänge zu tcstiren gewährt. Hätte

der Kaiser sein Diplom anders verstanden, hätte er die Erb¬

tochter nicht als ?miL ksmiliss nach den Grundsätzen des ge¬

meinen Rechtes betrachtet, so würde er keine Veranlassung

gehabt haben, dem Letzten vom Mannsstamm eine derartige

besondere Erlaubniß zur testamentarischen Versendung des

Grafcntitels zu ertheilen, da im gcgenthciligen Falle ein Er¬

löschen dieses Grafentitelö an sich gar nicht zu erwarten ge¬

wesen wäre. Es ist unverkennbar, daß der Kaiser gerade durch

diese weitreichende Vorsicht für den Fall des Erlöschens der

Aldenburgischcn Familie dem Grafen Anton I., Freihcrrn von

Aldenburg, einen besonderen Beweis seiner Gewogenheit geben

wollte, und daher mag es die gräfliche Aldenburg-Ben-

tinck'sche Familie vielleicht zu bedauern haben, daß Graf An¬

ton II. in seinem Testamente seinen Grafentitel mit Anhängen

dem Gcmahle seiner Erbtochter, oder deren Söhnen nicht legirt

und dem Kaiser die nach dem Grafcudiplom v. 1653 vorgeschrie¬

bene Anzeige nicht gemacht hat. Allein dies ist nun einmal

nicht geschehen; der Grafentitel, welcher dem Grafen

Anton ll, Freiherrn von Aldenburg, im Diplome von 1653 ver¬

liehen war, ist nun einmal sammt seinen Anhängen, somit auch

mit der von diesem Titel (nicht von der Jnnehabuug der Alden¬

burgischcn Besitzungen) abhängig gemachten (persönlichen) Reichs¬

standschaft nach dem Wortlaute und dem Geiste dieses Diploms,

längst erloschen. Nach dem Reichsstaatsrechte kann es daher

keine reichsständischen Grafen, Freiherren von Aldenburg mehr

geben, sondern was es jetzt gibt, sind nur noch Grafen von Ben¬

tin ck, Erben der freiherrlich Aldenburgischen Besitzungen.
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8 99.

e) Nachweis, daß weder die A ld c nb »rg l sch c Erbtochtcr Charlot te
Sophie, noch deren Söhne den Ucbergangdes sogenannten Alden¬
burg i s ch e n Grafentitels auf die Familie Bentinck für begrün¬
det gehalten haben.

Daß die Sache sich so verhält, daß seit dem Abgänge

Anton's II, und seiner Tochter Charlotte Sophie nur

noch Grafen Bcntinck als Erben der Aldenburgischen

Besitzungen vorhanden sind, ergibt sich ans das Deutlichste aus

dem von dem Gutachten selbst mehrfach angezogenen Vertrage

der Aldenburgischen Erbtochter Charlotte Sophie mit

ihrem Gemahl, dem Grafen Wilhelm von Bentinck, vom

13. August, respective 6. September 1754,") worin dieselbe

ihren beiden Söhnen, „den Grafen Bentinck," ihre (die

aldcnbnrgischcn) Besitzungen abtritt. Hier bezeichnet die Mutter,

die letzte des Al dcnb urgischcn Stammes — das letzte

Weib vom Manne — ganz richtig nach den Grundsätzen

des Reichsrechtes und des kaiserlichen Diploms von 1653 ihre

Söhne lediglich als Grafen Bentinck, und weder als

Grafen noch als Freiherren von Aldenburg, was sie beides

juristisch nicht sein konnten, weil sie als legitime Söhne

dem Range und Stande des Vaters folgen mußten und die

Schritte, wodurch der sogenannte Aldenburgische Grafen-

titcl mit seinen persönlichen Anhängen auf sie hätte gebracht

werden können, eben niemals gethan worden sind. Es ccdirtc

die Gräfin Charlotte Sophie auch nicht etwa ihren

Grafcntitel und Namen ihren Söhnen, was sie nicht konnte,

weil derselbe nicht an ihren (den A l d enbur g isch en) Fa-

milicnbesitzungcn haftete, sondern auf rein persönlicher Quali¬

fikation und kaiserlicher Verleihung beruhte, und weil das

Aldcnburgische Grafcndiplom die Erlaubniß zur Ucbcr-

tragnng dieses Titels nur dem Letzten im Mannsstamme

(was Anton II. gewesen war), nicht aber einer A Iden¬

burg t scheu Erbtochter verstecktet hatte. Es wurde aber mit

5) Nachtrag v. 1843, S. 22.
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Recht hierbei in der Familie nichts vermißt und entstand daraus

in Wahrheit auch nicht der mindeste Nachtheil für die Söhne

der Aldenbur zischen Erbtochtcr Charlotte Sophie,

da der Gemahl derselben, Wilhelm von Beutinck, selbst

den Grafcntitel erlangt hatte, also seine Söhne doch eben

so wohl Grafen waren, als sie es nach dem Aldenbur¬

gischen Diplom hätten sein können, wenn Anton ll. von

seinem Rechte, ihnen diesen letzteren Grafentitel zu legiren,

Gebrauch gemacht hätte. Nur dann wäre ein practischer Un¬

terschied vorhanden gewesen, wenn das Al den b u rg i sch e

Grafcndiplom den hohen Adel gewährt hätte: allein da es

dies nicht that, weil es im höchsten Falle nur den Freiher¬

ren von Aldenburg die Eigenschaft von reichöständischcn

Personalistcu verlieh, Personalisten aber weder zum hohen Adel

gehörten, noch auf dem Reichstage mehr zugelassen wurden,

so hatten auch die Söhne des Grafen Wilhelm Bentinck

keinen Grund, Gewicht darauf zu legen, den mit ihrer Mutter

erlöschenden Al d enb u r g isch cn Grafentitel mit dem eigenen

zu verbinden. Wenn demungeachtet die Bcntinck'sche Fa¬

milie nach Angabe des Gutachtens S. 109 das gräfliche Wap¬

pen, welches den Freiherren von Aldenburg im Diplom

von 1653 verliehen worden war, mit dem ihrigen verband, so

that sie etwas, was ihr der Kaiser nach dem Reichsrechte wohl

zu verwehren befugt gewesen wäre, was aber ungerügt blieb,

weil Niemand ein Interesse haben mochte, ihr diese Erinnerung

an ihre mütterliche Abstammung zu verwehren, die an sich

rechtlich eben so bedeutungs- und einflußlos ist, als der nun¬

mehrige Gebrauch des Titels als Grafen von Aldenburg-

Bentinck von Seiten der Herren Rcclamanten auf den Aus¬

gang ihres Successionsstreites.

8 100.

Ergebntß der bisherige» Untersuchung.

Nach allen diesen Thatsachen und Beweisen wird jeder

Nnparthciische gerade im Gegensätze zu dem Gutachten S. III

zu der rechtlichen Ueberzeugung kommen müssen:



X.

Nachweis, daß das angebliche kaiserliche Reservatrecht der
Selbstentscheidnng in Mißheirathösachen durch das Ber¬
liner Abkommen vom 8. Juni 1825 nicht aus dcu Groß¬

herzog von Oldenburg übergegangen ist.

Z 101.

1) Nachweis, daß das Berliner Abkommennicht bezweckt hat. durch angeb¬
liche Standschaft bedingte Rechte der Grafen Bentinck wieder

herzustellen.

Es ist nunmehr an der Reihe, einen Blick auf die staats¬
rechtlichen Verhältnisse der B entin ck'schen Familie zu werfen,
wie sich dieselben durch das Berliner Abkommen vom 8. Juni
1825 und durch den Bundesbeschlußvom 12. Juni 1845 ge¬
staltet haben.

15
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„daß die Grafen von Aldenburg, so wie die in ihre
„Rechte eingetretenen Grafen von Bentinck niemals
„Reichs st an de im eigentlichen Sinne des Wortes waren,
„daß sie namentlich nicht zu jenen reichsständischen Familien
„gehörten, welche nach dem Reichsrechtc allein den hohen
„Adel bildeten, und daß daher nach dem Reichsrechte nie-
„malö der Art. XXIl. 8 4 der Wahlcapitulation auf sie
„angewandt werden konnte."

Hieraus ergibt sich aber von selbst, ebenfalls in geradem
Gegensätze mit dem Gutachten S. 112 a. E.:

„daß nach der Verfassung des deutschen Reiches, wenn sie
,/Zur Zeit noch gälte, der Kaiser keineswcges berufen
„wäre, den Bcntinck'schen Successionsstreitmit Ausschluß
„der Reichsgerichte zu entscheiden, und daß selbst, wenn
„dies der Fall wäre, derselbe keinenfalls zu Gunsten der
„Herren Reklamanten hätte entscheiden können!"
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